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tiSEtWlNBUNG DER ИОТ DURCH DIE 
ЕІІНЕІТ UND DIE VOLKSAKTION

Versammlungsraum der Betriebsgruppe Stadtwerk Greiz

rechtigten Forderungen auf Gleichstellung der Frauen- mit den 
Männerlöhnen erfüllt werden.

Im Rahmefn der sozialen Wohlfahrt aller Betriebsangehörigen 
wurde Im März 1947 zusammen mit der Belegschaft des Stadt­
bauamtes in Greiz eine gemeinsame Werkküche errichtet. Gegen 
Abgabe weniger Lebensmittelmarken erhalten die Arbeiter und 
Angestellten ein zusätzliches Mittagessen. Für Arbeiter mit großem 
Verschleiß von Arbeitskleidung wurden verschiedene Kleidungs­
stücke beschafft. Die Arbeiten zur Errichtung von Wohnräumen
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für Werkangehörige sind in vollem Gange; wenngleich tnit Ab­
lauf des Jahres 1947 zunächst bloß zwei bis drei Wohnungen 
zur Verfügung gestellt werden können, so ist damit immerhin der 
Anfang auf diesem Wege auch schon gemacht.

Große Bedeutung mißt die Betriebsgruppe dem Bündnis zwi­
schen Stadt und Land bei. Der Betrieb unterstützt ein eigenes 
Patendorf. Arbeiter des Stadtwerks haben in freiwilliger Über­
arbeit schon so manche landwirtschaftliche Maschine repariert und 
das dazugehörige Material selbst aufgetrieben. Vor kurzem ist 
einer Bäuerin In dem Dorfe der Keller eingestürzt. Um den Keller 
bis zur Ernte wieder herzurichten, hat die Belegschaft auch das 
hierfür notwendige Material zusammengetragen und sich bereit 
erklärt, beim Wiederaufbau des Kellers so mitzuheifen, daß er zur 
Ernte rechtzeitig fertiggestellt ist.

Natürlich setzt sich die Betriebsgruppe ständig mit ganzer 
Kraft für die Aufklärung der Arbeiter und Angestellten über alle 
größeren Tagesereignisse in Politik und Wirtschaft ein. Als der 
Belegschaft das eingangs erwähnte Aufbauprogramm bekanntge­
geben und von ihr einstimmig angenommen wurde, kam 
auch zur Sprache, daß die Einheit Deutschlands die unbedingte 
Voraussetzung für die Gesundung unserer Wirtschaft überhaupt 
ist. Unter Zustimmung zu dem Verfassungsentwurf der SED 
richtete die Belegschaft eine entsprechende Resolution an den 
Kontrollrat.

Als unsere Betriebsgruppe seinerzeit noch unter anderen Vor­
aussetzungen als heute an ihre Arbeit ging, standen zahlreiche 
Aufgaben vor ihr, die jetzt zu dem festen Tätigkeitsgebiet der 
Gewerkschaften, also der Betriebsgewerkschaftsgruppen, gehören. 
Die Betriebsgruppe unserer Partei ist sich bewußt, daß die Be­
triebsgewerkschaftsgruppe künftig einen bestimmten Teil derjeni­
gen Aufgaben zu übernehmen haben wird, die nur im Rahmen 
der gewerkschaftlichen Betriebsarbeit zu lösen sind. Durch eine 
solche Entlastung der Betriebsgruppe wird diese künftig auch im­
stande sein, ihre eigentlichen Aufgaben — die politische Erziehung 
der Arbeiter und Angestellten, die Werbung für unsere Partei und 
die initiative Förderung aller fortschrittlichen Aufbaumaßnahmen — 
noch besser zu erfüllen.

Rudi Kunzel, Vorsitzender der Betriebsgruppe Greiz %

Die besten Kräfte für die Volksrfditersdiulen!
In der sowjetischen Besatzungszone ist den Blockparteien und 

damit auch unserer Partei eine Aufgabe übertragen, über die sich 
noch nicht einmal alle Funktionäre der Partei vollkommen klar 
sind — eine Aufgabe, die, wenn auch indirekt,1 tief ins Leben 
unserer Länder eingreift und deren gute Erfüllung durch alle 
Blockparteien eine wesentliche Voraussetzung für die Demokrati­
sierung unserer Justiz ist. Wir sprechen von der Auswahl der 
Schüler der Volksrichterschulen. Gewiß, die Zulassung der Schüler 
zu den Schulen, ihre Ausbildung, ihre Prüfung nach vollendeter 
Schulung und ihre Einsetzung in die amtliche Tätigkeit ist Sache 
der Regierung des einzelnen Landes. Aber das Vorschlagsrecht, 
die Vorauswahl geeigneter Personen für diese Schulung liegt bei 
den antifaschistischen Parteien und anderen antifaschistischen 
Massenorganisationen.

Immer und immer wieder steht vor unseren Funktionären die 
Aufgabe, geeignete Schüler für diese oder jene Schule auszu­
wählen. Da geraten die Richterschulen, die nur alle neun Monate 
einmal zu besetzen sind, leicht ins Hintertreffen und in Vergessen­
heit. Gewiß sehr zu unrechtl Die Sorge und die Bemühung für 
die Heranbildung neuer volksnaher Richter darf der Partei nicht 
nur periodisch beim Herannahen eines neuen Kursusbeginns bewußt 
werden. Vielmehr sollten unsere Funktionäre, unsere Kreis- und 
Ortsgruppenleiter sich ständig des gewichtigen Rechts bewußt 
sein, das darin besteht, die Männer und Frauen vorschlagen zu 
dürfen, die das Volk in den erneuerten Justizapparat sendet

Sind die geeigneten Kandidaten für die Richterschulen nicht 
gerade bei uns zu finden? Die illegalen Kämpfer gegen den 
Faschismus, die KZ-Insassen, diejenigen, die sich in Kriegsgefan­

genenlagern in antifaschistischen Kursen auszeichneten, diejenigen, 
die vom ersten Tage nach dem Zusammenbruch an in der Ge­
meinde oder sonst in der Verwaltung tatkräftig Hand anlegten, 
ihren praktischen Sinn und ihre Intelligenz zugleich mit ihrer 
antifaschistischen Gesinnung beweisend! Die Frauen, die sich in 
der Arbeit der Frauenausschüsse zugleich schulten und bewährten! 
Die Männer und Frauen unseres Volkes, die sich niemals irgend­
einer der nationalsozialistischen Organisationen verschrieben haben I 
Denkt nicht, daß es genug sei, wenn diese Menschen heute auf 
irgendeinem Verwaltungsposten stehen, den sie gut erfüllen, oder 
wenn* sie im Rahmen der Partei gesellschaftliche Arbeit leisten. 
Wir finden und schulen andere für diese jetzt von ihnen geleistete 
Arbeit. Den bewährtesten Antifaschisten muß der Weg in die 
Justiz geebnet werden!

In jedem der fünf Länder der Zone gibt es eine Volksrichter­
schule, und bei jedem Landesvorstand unserer Partei sind Ge­
nossen mit der Auswahl der Schüler für diese Schulen beauftragt. 
Dabei müssen nicht nur Parteigenossen, sondern es können alle 
Männer und Frauen zwischen 25 und 45 Jahren vorgeschlagen 
werden, sofern sie nur lern willig, geistig aufnahmefähig, sicher 
genug in ihrer antifaschistischen Überzeugung und fest genug in 
ihrem Charakter sind, um in diese verantwortungsvolle Laufbahn 
einzutreten. Nicht für die Ehrgeizigen und Karrieristen, die sich 
in großer Anzahl darum bewerben, sind unsere Volksrichterschulen 
bestimmt. Eine Einrichtung, auf die ganz Deutschland blickt und 
für die sich auch das Ausland zu interessieren beginnt, nämlich 
die Volksrichterschulen für die Justiz, verlangt für ihre bestmög­
liche Entwicklung, daß wir ihr auch die besten verfügbaren Kräfte 
zuführen! H. N.
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